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Vorblatt 


Änderung des Volkswagenwerkgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Volkswagenwerkgesetz vom 21. Juli 1960 enthält in § 2 
eine Stimmrechtsbeschränkung auf den zehntausendsten Teil 
des Grundkapitals sowie in § 3 besondere Einschränkungen für 
die Vertretung bei der Stimmrechtsausübung. Die Bestimmung 
über die Stimmrechtsbeschränkung sowie die Ausnahme der 
Bundesrepublik Deutschland und des Landes Niedersachsen 
hiervon (§ 2 Abs. 4 Volkswagenwerkgesetz vom 21. Juli 1960) 
gilt für die Dauer von 10 Jahren. Der vorliegende Regierungs- 
entwurf soll deshalb vor Ablauf der Zehn-Jahresfrist die be- 
sonderen gesellschaftsrechtlichen Bestimmungen des Volks- 
wagenwerkgesetzes neu regeln. 


B. Lösung 

Nach dem Regierungsentwurf wird die Stimmrechtsbeschrän- 
kung auf den fünften Teil des Grundkapitals abgeschwächt. Die 
Ausnahmebestimmung für die Bundesrepublik Deutschland und 
das Land Niedersachsen soll hierbei entfallen. Des weiteren 
werden die besonderen Einschränkungen für die Vertretung bei 
der Stimmrechtsausübung gestrichen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. März 1970 

III/3 — 59002 — Vo 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Über- 
führung der Anteilsrechte an der Volkswa- 
genwerk Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung in private Hand 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 349. Sitzung am 6. März 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat eilbedürftig zugeleitet 
worden. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Überführung der Anteils- 
rechte an der Volkswagen werk Gesellsdiaft mit beschränkter 
Haftung in private Hand 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Das Gesetz über die Überführung der Anteils- 
redite an der Volkswagen werk Gesellsdiaft mit be- 
schränkter Haftung in private Hand vom 21. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 585), zuletzt geändert 
durdi das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Überführung der Anteilsrechte an der Volks- 
wagenwerk Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
in private Hand vom 2. August 1966 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 461), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 tritt an die Stelle des Wortes „zehn- 
tausendsten" jeweils das Wort „fünften". 

2. § 2 Abs. 4, §§ 3, 5 bis 12, 13 Satz 2 werden ge- 
strichen. 

Die Bestimmung der Satzung der Volkswagenwerk 
Aktiengesellschaft, die dem bisher geltenden Wort- 
laut der durch Satz 1 Nr. 1 geänderten Vor- 
schrift entspricht (§ 24 Abs. 1 Satz 2) wird unwirk- 
sam, soweit sie von dem geänderten Wortlaut ab- 
weicht; die Bestimmungen der Satzung, die dem 
durch Satz 1 Nr. 2 gestrichenen § 2 Abs. 4, § 3 
des in Satz 1 genannten Gesetzes entsprechen (§ 24 
Abs. 3, § 25) werden unwirksam. 


(2) Für eine Hauptversammlung, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes stattfindet, bleibt es 
bei § 3 Abs. 1 bis 4 des in Absatz 1 genannten Ge- 
setzes, wenn sie vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes einberufen worden ist. 

(3) Die Vollmachtsurkunden zu einer Hauptver- 
sammlung, für die § 3 des in Absatz 1 genannten 
Gesetzes galt, sind drei Jahre nach der jeweiligen 
Hauptversammlung aufzubewahren; ist bei Ablauf 
der Frist eine Klage auf Anfechtung eines in der 
Hauptversammlung gefaßten Beschlusses rechtshän- 
gig, so verlängert sich die Frist, bis über die Klage 
rechtskräftig entschieden ist oder sie sich auf andere 
Weise endgültig erledigt hat. Jedem Aktionär ist auf 
Verlangen Einsicht in die Urkunden zu gewähren. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeiner Teil 

Das Gesetz über die Überführung der Anteilsrechte 
an der Volkswagenwerk Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung in private Hand (im folgenden: Volks- 
wagenwerk-Gesetz) vom 21, Juli 1960 enthält neben 
Regelungen, die nach Durchführung der Privatisie- 
rung gegenstandslos sind, besondere gesellschafts- 
rechtliche Vorschriften für die Volkswagenwerk AG. 
Die Vorschriften sollten dem mit der Privatisierung 
des Volkswagenwerks verfolgten gesellschaftspoli- 
tischen Ziel dienen, breite Bevölkerungskreise zu 
Aktionären zu machen und dadurch zur Vermögens- 
bildung anzuregen sowie neue Schichten an das Mit- 
eigentum an den industriellen Produktionsmitteln 
heranzuführen und damit an der Kapitalbildung in- 
nerhalb der Wirtschaft zu beteiligen. Besondere ge- 
sellschaftsrechtliche Vorschriften sollten daher eine 
breite Aktienstreuung sicherstellen und die Klein- 
aktionäre gegen unerwünschte Einflußnahmen ab- 
schirmen. Das gilt namentlich für § 2 des Volks- 
wagenwerk-Gesetzes über das Hödist-Stimmrecht, 
§ 3 Abs. 1 bis 4 über die Vertretung bei der Stimm- 
rechtsausübung und für die sog. „2Vo-Klausel" in 
§ 3 Abs. 5 des Gesetzes, 

Im Hinblick auf die Veränderung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse seit der Privatisierung des Volks- 
wagenwerks und den bevorstehenden Ablauf der 
Frist von 10 Jahren, in der Bund und Niedersachsen 
von dem Höchststimmrecht nach § 2 des Gesetzes 
ausgenommen sind, waren diese Vorschriften dar- 
auf zu überprüfen, ob sie heute noch erforderlich 
sind oder ob sie nicht im Gegenteil das Volkswagen- 
werk in seiner unternehmerischen Bewegungsfrei- 
heit zu sehr einengen. 

1. Höchst- Stimmrecht 

Nach § 2 Abs. 1 bis 3 des Volkswagenwerk-Gesetzes 
können Aktionäre, gleichgültig wie hoch ihr Aktien- 
besitz ist, das Stimmrecht nur für höchstens den 
zehntausendsten Teil des Grundkapitals (z. Z. Aktien 
über 75 000 DM) ausüben. Diese Beschränkung gilt 
für die Dauer von zehn Jahren nach der Umwand- 
lung, d, h. bis August 1970, nicht für den Bund und 
für Niedersachsen (§ 2 Abs. 4). 

Eine Beschränkung des Stimmrechts in diesem Um- 
fang erscheint heute nicht mehr erforderlich. Es 
kann nicht ausgeschlossen werden, daß der Kurs der 
Volkswagenwerk -Aktien und damit der Emission- 
kurs bei einer Inanspruchnahme des Kapitalmarkts 
unter der Begrenzung des Stimmrechts auf die Stim- 
men aus dem zehntausendsten Teil des Grundkapi- 
tals leidet. Ferner sind der Bund und Niedersachsen 
ab August 1970 nicht mehr vom Höchststimmredit 
ausgenommen. Von diesem Zeitpunkt an könnten 
auch der Bund und Niedersachsen nach der gelten- 
den Regelung ihr Stimmrecht nur für höchstens den 
zehntausendsten Teil des Grundkapitals ausüben. 


Sie wären nicht mehr in der Lage, die Rechte aus 
ihren Beteiligungen — auch im Interesse der Klein- 
aktionäre — voll auszuüben. 

Diese Gesichtspunkte rechtfertigen es aber nicht, 
ganz auf ein gesetzliches Höchststimmrecht zu ver- 
zichten. Bei einer vollständigen Beseitigung des 
Höchststimmrechts würde auch der Grundgedanke 
dieser Vorschrift aufgegeben. Sie sollte als Maß- 
nahme zur Aufrechterhaltung der breiten Aktien- 
streuung und zur Abwehr einer unerwünschten Kon- 
zentration des Aktienbesitzes verhindern, daß Inter- 
essengruppen durch Ankauf von Aktien einen be- 
herrschenden Einfluß auf das Unternehmen gewin- 
nen (schriftlicher Bericht des Wirtschaftsausschusses 
— 16. Ausschuß — zum Volkswagenwerk-Gesetz, 
Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, ^ Druck- 
sache 1680 — im folgenden Ausschußbericht — 
Seite 2). Unter diesem Gesichtspunkt reicht es aber 
aus, das Stimmrecht auf die Anzahl von Stimmen zu 
beschränken, die Aktien im Gesamtnennbetrag des 
fünften Teils des Grundkapitals gewähren. Diese 
Auflockerung der Stimmrechtsbeschränkung ver- 
größert die vom Volkswagenwerk angestrebte, im 
Prinzip sinnvolle unternehmenspolitische Bewe- 
gungsfreiheit und setzt dennoch gegebenenfalls 
volkswirtschaftlich unerwünschten Entwicklungen 
Grenzen. Die Begrenzung des Stimmrechts auf 20 ®/o 
stellt einerseits genügend sicher, das derartige Inter- 
essentengruppen keinen beherrschenden Einfluß auf 
das Volkswagenwerk erlangen. Andererseits sind 
von dieser Stimmrechtsbeschränkung nicht die Nach- 
teile zu erwarten, die mit der geltenden Regelung 
verbunden sind; ferner können der Bund und Nie- 
dersachsen die Stimmrechte aus ihren Aktien weiter- 
hin voll ausüben. Der Entwurf sieht daher diese 
Änderung des Höchststimmrechts vor. 

2. Vertretung bei der Stimmrechtsausübung 

§ 3 Abs. 2 bis 4 des Volkswagenwerk-Gesetzes 
regelt die Vertretung bei der Stimmrechtsausübung 
in mehrfacher Hinsicht abweichend vom allgemeinen 
Aktiengesetz, Der wichtigste Unterschied betrifft 
den Zeitpunkt der Vollmachtserteilung. Nach der 
allgemeinen aktienrechtlichen Vorschrift — § 135 
AktG — kann die Vollmacht für 15 Monate im vor- 
aus erteilt werden. Dem Aktionär ist dann zwar 
noch vor jeder Hauptversammlung die Tagesord- 
nung mit Vorschlägen für die Stimmrechtsausübung 
und der Bitte um Weisungen zuzusenden. Äußert 
sich aber der Äktionär nicht, kann die Bank sein 
Stimmrecht gleichwohl — entsprechend ihren Vor- 
schlägen — ausüben (§ 135 Äbs. 5 ÄktG). Hingegen 
dürfen nach § 3 Abs. 1 bis 4 des Volkswagenwerk- 
Gesetzes Banken und andere geschäftsmäßige Ver- 
treter die Aktionäre bei der Ausübung des Stimm- 
rechts nur vertreten, wenn die Aktionäre nach Ver- 
sendung der Tagesordnung gleichzeitig mit der Voll- 
macht schriftliche Weisungen zu den einzelnen 
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Gegenständen der Tagesordnung erteilt haben. Der 
Aktionär muß sich also vor jeder Hauptversamm- 
lung in Kenntnis der Tagesordnung äußern. 

Diese Sonderregelung für das Volkswagenwerk muß 
in Zusammenhang mit der Aktienrechtsreform ge- 
sehen werden. Als sie Gesetz wurde, galt noch das 
Aktiengesetz 1937. Nach ihm genügte für die Aus- 
übung des Stimmrechts eine längstens auf 15 Monate 
erteilte Ermächtigung (§ 114 Abs. 4 AktG. 1937). 
Hingegen brauchte der Aktionär nicht vor jeder 
Hauptversammlung unter Mitteilung der Tagesord- 
nung und eigener Vorschläge um Weisungen für die 
Ausübung des Stimmrechts gebeten zu werden. 
Diese Regelung des Aktiengesetzes 1937 erschien für 
den Sonderfall des Volkswagenwerks nicht ausrei- 
chend, um die Rechte der Kleinaktionäre in der ge- 
wünschten Weise zur Geltung zu bringen (Ausschuß- 
bericht Seite 2). 

Die Vorschrift des Volkswagenwerk-Gcsetzes — 
Vollmachtserteilung erst vor der Hauptversamm- 
lung — entsprach im wesentlichen dem damals vor- 
liegenden Regierungsentwurf eines Aktiengesetzes. 
Im Gesetzgebungsverfahren der Aktienrechtsreform 
ist aber auf die Forderung, daß sich der Aktionär 
vor jeder Hauptversammlung äußern muß, verzich- 
tet worden. Nachdem nunmehr die Vertretung der 
Aktionäre durch Banken allgemein neu geordnet 
worden ist, ist es nur folgerichtig, auch für das 
Volkswagenwerk die Regelung einzuführen, die für 
alle anderen Aktiengesellschaften gilt. Der Entwurf 
hebt daher die Sonderregelung der Vertretung bei 
der Stimmrechtsausübung (§ 3 Abs. 1 bis 4) auf. 

3. Die „2o/ü-Klauser‘ 

Nach § 3 Abs. 5 des Volkswagenwerk-Gesetzes darf 
niemand in der Hauptversammlung das Stimmrecht 
für mehr als 2 Vo des Grundkapitals ausüben. Dies 
gilt nicht für die Aktien des Bundes und Nieder- 
sachsens. Diese „2‘^/o-Klauser' sollte verhindern, daß 
ein Kreditinstitut oder ein sonstiger Vertreter durch 
übermäßige Stimmenhäufung einen Einfluß in der 
Hauptversammlung gewinnt, den man im Hinblick 
auf die mit dem Volkswagenwerk-Gesetz verfolgten 
gesellschaftspolitischen Ziele nicht in Kauf nehmen 
wollte (Ausschußbericht Seite 2). Im allgemeinen 
Aktienrecht hat dieses Verbot kein Vorbild. Es steht 
sogar in einem gewissen Widerspruch zu § 135 
Abs. 10 AktG., wonach ein Kreditinstitut u. U. ver- 
pflichtet ist, den Auftrag eines Aktionärs zur Aus- 
übung seines Stimmrechts in der Hauptversammlung 
anzunehmen. Dieses Verbot erscheint nicht länger 
gerechtfertigt. Einerseits erscheinen die Überlegun- 
gen, die zu dieser Sonderregelung geführt haben, 
angesichts der tatsächlichen Entwicklung heute kaum 
noch durchschlagend. Bei der breiten Streuung der 
Volkswagenwerk-Aktien und der Tatsache, daß 
diese Aktien im Depot zahlreicher Banken liegen, 
ist die Gefahr, daß ein Kreditinstitut durch über- 
mäßige Stimmenhäufung einen unangemessenen Ein- 
fluß in der Hauptversammlung gewinnt, gering. 
Andererseits sind gewisse Nachteile der Regelung 
nicht zu übersehen. Die Klausel trifft bisher nur 
Großbanken. Diese können nicht alle ihre Depot- 


aktionäre vertreten. Im Grunde genommen wirkt 
sich die Klausel zum Nachteil der Depotaktionäre 
dieser Banken aus, deren Stimmen wegen der Klau- 
sel in der Hauptversammlung nicht zur Geltung 
kommen. Schließlich wäre es nicht gerechtfertigt, 
für die Vertretung bei der Ausübung des Stimm- 
rechts an der Grenze von 2 Vo festzuhalten, wenn 
künftig das Stimmrecht für bis zu 20 Vo des Grund- 
kapitals ausgeübt werden kann. Der Entwurf sieht 
daher auch die Streichung der „20/ü-KlauseH vor. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sieht die im Allgemeinen 
Teil begründete Änderung des Höchststimmrechts 
vor. Durch Nummer 2 werden außer dem § 3, des- 
sen Streichung im Allgemeinen Teil begründet 
wurde, weitere Vorschriften des Gesetzes gestrichen, 
die nach der Neuregelung des Höchststimmrechts 
keine Bedeutung mehr haben (§ 2 Abs. 4) oder nach 
Durchführung der Privatisierung gegenstandslos 
sind (§§ 5 bis 12, § 13 Satz 2). 

Absatz 1 Satz 2 regelt die Auswirkungen dieser 
Änderungen auf die Satzung der Volkswagenwerk 
Aktiengesellschaft. Die gesellschaftsrechtlichen Vor- 
schriften des Volkswagenwerk-Gesetzes sind ■ — im 
wesentlichen wörtlich — auch in die Satzung der 
Volkswagenwerk Aktiengesellschaft übernommen 
worden. Infolgedessen könnten Zweifel darüber auf- 
kommen, ob der z. Z. geltende Wortlaut dieser 
Vorschriften auch nach der Änderung des § 2 Abs. 1 
und der Aufhebung des § 3 weiterhin — dann auf 
Grund der Satzung — anzuwenden ist. Satz 2 stellt 
die Rechtslage klar. 

Absätze 2 und 3 treffen Übergangsregelungen. Nach 
Absatz 2 ist auf eine Hauptversammlung, die vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes einberufen wird, § 3 
Abs. 1 bis 4 des Volkswagenwerk-Gesetzes weiter 
anzuwenden, auch wenn die Hauptversammlung erst 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes stattfindet, weil 
dann eine Umstellung auf die Vertretung bei der 
Stimmrechtsausübung nach den allgemeinen aktien- 
rechtlichen Vorschriften Schwierigkeiten bereiten 
würde. 

Nach § 3 Abs. 4 Satz 5 und 6 des Volkswagenwerk- 
Gesetzes hat die Gesellschaft z. Z. die Vollmachts- 
urkunden drei Jahre nach der Hauptversammlung 
aufzubewahren und auf Verlangen jedem Aktionär 
Einsicht in die Urkunden zu gewähren. Absatz 3 
stellt klar, daß diese Pflichten für die bisher nach § 3 
des Volkswagenwerk-Gesetzes erforderlichen Voll- 
machtsurkunden fortgelten. 

Zu §2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 


4 



Deutscher B undestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/509 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Die Eingangsworte erhalten folgende Fassung: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:'' 

Begründung 

Die Vorlage ist zustimmungsbedürftig, weil mit ihr 
ein Gesetz geändert wird, das mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist. 


5 



Drucksache VI/509 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt der Änderung nicht zu. 
Ein Änderungsgesetz bedarf nicht schon deshalb der 
Zustimmung des Bundesrates, weil dadurch ein mit 
seiner Zustimmung ergangenes Gesetz geändert 
wird. Die Zustimmung ist vielmehr nur dann erfor- 
derlich, wenn das Änderungsgesetz selbst einen Tat- 
bestand erfüllt, der die Zustimmungsbedürftigkeit 
auslöst, etwa weil es Vorschriften dieses Gesetzes 
ändert, die damals dessen Zustimmungsbedürftig- 
keit begründet haben. 

Der vorliegende Gesetzentwurf betrifft zwar Rege- 
lungen, die damals nach Ärtikel 84 Äbs. 1 Grund- 
gesetz die Zustimmungsbedürftigkeit ausgelöst 
haben. Diese Vorschriften werden jedoch, abgesehen 
davon, daß sie inzwischen gegenstandslos geworden 
sind, lediglich ersatzlos aufgehoben. Eine derartige 
Äufhebung stellt keine Regelung des Verwaltungs- 
verfahrens im Sinne von Ärtikel 84 Äbs. 1 Grund- 
gesetz dar (BVerfGE 10, 49; 14, 219). Äuch im übri- 
gen enthält der Entwurf keine Regelung, die die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit auslöst, insbesondere keine 
Regelung des Verwaltungsverfahrens. 
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